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Die ersten Jahre des Aufbaus
einer antifaschistisch-demokratischen Justiz

Der 40. Jahrestag des Sieges fiber den Hitlerfaschismus und 
der Befreiung des deutschen Volkes ist Anlaß zur allseitigen 
Bilanz des Erreichten. Das schließt auch die Entwicklung un­
serer Justiz ein und die Würdigung jener Ereignisse und 
Taten, die zum heutigen Stand der sozialistischen Rechtspoli­
tik und Rechtssicherheit in der DDR führten.

Dr. Gerhard Steffens und Heinz Graf sprachen darüber 
am 26. März 1985 in Berlin mit den Justizaktivisten der er­
sten Stunde: Gerhard Barth, Staatsanwalt beim Staatsanwalt 
des Bezirks Erfurt, Carlos Foth, Staatsanwalt beim General­
staatsanwalt der DDR, Käte Fröhbrodt, ehern. Staatsanwalt 
beim Generalstaatsanwalt der DDR, Herbert Geyer, ehern. 
Staatsanwalt des Bezirks Erfurt, Hans Heilborn, Hauptab­
teilungsleiter im Ministerium der Justiz, Gottfried Hejhal, 
Oberrichter am Obersten Gericht, Paul Siegel, Richter am 
Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt, Rudolf Wedler, Direktor des 
Kreisgerichts Erfurt-Süd.

Viel von dem Gesagten wäre des Festhaltens wert. Leider 
ist es uns aus Platzgründen nur möglich, einen Teil des Ge­
sprächs nachstehend wiederzugeben. Dabei übermitteln wir 
gern die Bitte der Gesprächsteilnehmer an alle Genossen und 
Kollegen, die gleichermaßen Anteil am Aufbau einer antifa­
schistisch-demokratischen Justiz hatten, Ereignisse, Erleb­
nisse und Erkenntnisse aus der hier erörterten Zeit ebenfalls 
aufzuschreiben und sie ihren Dienststellen zur Verfügung zu 
stellen. D. Red.

Mit dem 8. Mai 1945 schlug auch die Geburtsstunde einer 
antifaschistisch-demokratischen Justiz. Wie und wann kamen 
Sie zur Justiz? Welche Arbeitsbedingungen fanden Sie vor?

Hans Heilborn: Als ich am 1. August 1945 auf Empfehlung 
der sowjetischen Kommandantur meinen Dienst in der Staats­
anwaltschaft in meiner Heimatstadt Frankfurt/Oder begann, 
fand ich Hunderte von schlecht und recht bearbeiteten Er­
mittlungsverfahren vor, denn auch die neue Polizei hatte noch 
keine Fachleute, und das schlimmste war, weil man selbst 
noch nicht die erforderlichen Kenntnisse hatte, merkte man 
erst viel zu spät, daß nur unzureichend vorgearbeitet worden 
war.

Und was waren das für Verfahren! Es gab praktisch 
nichts, was damals nicht gestohlen wurde. Es gab Vorgänge 
über Mord und Totschlag — was zählte schon nach diesem 
Krieg ein Menschenleben für Menschen, die der faschistische 
Krieg erst fanatisiert und dann entwurzelt hatte —, Strafsa­
chen gegen Schieber und Spekulanten und dazu den klaren 
Auftrag der Kommandantur, so schnell wie möglich eine ge­
ordnete Rechtspflege in Gang zu setzen.

Und unter welchen Arbeitsbedingungen arbeiteten wir: viel 
lernen, wenig essen, oft frieren; keine Anerkennung, viel 
Kritik, objektive Schwierigkeiten; ein primitiver Tisch, dazu 
eine Munitionskiste, später ein wackliger Stuhl als Sitzgele­
genheit. Es gab Stromsperren und vernagelte Fenster sowie
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Stehwagen der Straßenbahn, wenn man zur Arbeit fahren 
wollte. Und trotzdem, es ging ständig voran mit dem Aufbau 
einer antifaschistisch-demokratischen Justiz.
Gottfried Hejhal: Eine antinazistische Erziehung im Eltern­
haus und meine Erlebnisse als 17- bzw. 18jähriger Soldat 
und Kriegsgefangener ließen in mir die Erkenntnis reifen, 
daß sich so etwas Schreckliches wie der zweite Weltkrieg nicht 
wiederholen darf und seinen Urhebern ein für allemal der 
Boden entzogen werden muß. Deshalb war ich, als mir wenige 
Tage nach meiner Rückkehr aus sowjetischer Gefangenschaft 
Ende Oktober 1945 das Angebot gemacht wurde, mich am 
Aufbau des wiedereröffneten Amtsgerichts Freital zu beteili­
gen, sofort dazu bereit, und ich begann Anfang November 
1945 meine Tätigkeit als Grundbuchschreiber.

Richter waren ein älterer Amtsgerichtsrat und ein im ho­
hen Alter stehender Richter des früheren Oberlandesgerichts, 
die beide nicht der NSDAP angehört hatten. Da die Verbin­
dung zum übergeordneten Landgericht in Dresden recht lose 
war, wickelte sich die ganze Arbeit im wesentlichen auf der 
Ebene des Amtsgerichts ab. Wenig später übernahm ich die 
Tätigkeit eines Amtsanwalts beim Amtsgericht Freital. Aus­
gerüstet mit einem aus dem Jahre 1905 stammenden Buch 
„Der sächsische Amtsanwalt“ hatte ich die eigenverantwort­
liche Anklage in allen Übertretungs-, Diebstahls-, Unter- 
schlagungs- und Betrugsfällen zu übernehmen sowie die An­
klage in allen von der Staatsanwaltschaft Dresden kommen­
den größeren Strafverfahren zu vertreten — und das alles 
ohne jede konkrete Anleitung und Hilfe. Aber es war eine 
Aufgabe, die mich mitriß.
Gerhard Barth: Am 25. Oktober 1945, wenige Tage nach mei­
ner Entlassung aus sowjetischer Gefangenschaft, wurde ich 
auf meine Bewerbung nach eingehender Eignungsprüfung bei 
der Staatsanwaltschaft in Weimar als Justizangestellter mit 
der Gehaltsgruppe IX (ca. 145 M netto monatlich) eingestellt. 
Da zu dieser Zeit bereits die Säuberung der Justiz von sol­
chen Beamten vorbereitet wurde, die Mitglied der Nazipartei 
waren, wurde ich sofort als Strafregisterführer und Kanzlist 
eingesetzt. Die Bedingungen waren — insoweit kann ich das 
nur bestätigen — nicht einfach, insbesondere was Unterbrin­
gung, Heizung, Ernährung, Besetzung der Dienststelle, mate­
rielle Sicherstellung und kollektive Zusammenarbeit betraf. 
Paul Siegel: Ich hatte im Rundfunk gehört, daß Teilneh­
mer für einen Richterlehrgang gesucht werden. Durch Ver­
mittlung der Kreisleitung Annaberg der KPD, deren Mit­
glied ich seit Oktober 1945 war, stellte ich mich einer Prü­
fungskommission in Dresden vor und wurde angenommen. 
Der Lehrgang begann im März 1946, und es war schon eine 
große Leistung, unter den gegebenen schwierigen materiellen 
Bedingungen und ohne jegliche Erfahrungen solche Lehrgänge 
durchzuführen.

Gegenüber ähnlichen Lehrgängen in den anderen Ländern 
hatten wir den Vorteil einer internatsmäßigen Unterbrin­
gung. Das begünstigte sehr den fruchtbaren Meinungsaus-


